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M. le Conseiller fédéral Baumann relève qu’il eût été plus agréable tant pour 
les sionistes que pour les autorités suisses que le congrès eût lieu dans une loca­
lité de l’intérieur du pays. Le département n ’a cependant pas d ’objection en 
principe à ce que le congrès ait lieu à Bâle. Il admet naturellement qu ’au cours 
du congrès il n ’y aura pas d ’attaques contre l’Allemagne. M. Goldmann 
déclare que les sionistes ne s’occupent pas du traitement des Juifs en Allemagne 
et que cette question ne sera donc en aucun cas traitée au congrès. Tout ce qui 
pourrait arriver, c’est qu’au cours des discussions l’un ou l’autre orateur relève 
en passant que le traitement des Juifs en Allemagne n ’est pas humain. La direc­
tion du congrès a elle-même le plus grand intérêt à éviter tout incident avec 
l’Allemagne parce qu’un certain nombre de délégués viendront précisément 
d ’Allemagne et qu’ils doivent pouvoir y retourner. M. Goldmann va partir 
pour la Palestine où vers la fin du mois d ’avril le lieu et la date définitive du 
congrès seront fixés. Dès que ces décisions auront été prises, il écrira à notre 
département et lui fournira les précisions nécessaires. En ce qui concerne 
l’entrée des participants qui ont besoin d ’un visa et des garanties à fournir, il 
se m ettra en relation avec la police fédérale des étrangers.
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CONSEIL F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 6 avril 1937x

594. Staatliche Risikogarantie für Lieferungen nach Russland

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 23. Dezember 1936 
Finanz- und Zolldepartement. Mitbericht vom 2. April 1937

I. Herr N ationalrat F. W üthrich in Zürich hat mit Schreiben vom 11. No­
vember 19362 das Gesuch um Gewährung einer staatlichen Risikogarantie 
für Lieferungen nach Russland gestellt. Es würde sich dabei nicht um schon 
jetzt abgeschlossene bestimmte Aufträge, sondern um eine grundsätzliche 
Garantieleistung für künftige Geschäfte handeln. Der Gesuchsteller, der mit 
gewissen am Warenverkehr Russland/Schweiz beteiligten Kreisen in Verbin­
dung steht, glaubt, dass, sofern der Bund grundsätzlich eine Risikogarantie 
übernehmen würde, in erheblichem Umfange Geschäfte mit Russland getätigt 
werden könnten. Nach der Auffassung des Gesuchstellers würde die Transak­
tion auf folgender Grundlage beruhen:

1. Der Umfang des Geschäftes sollte den Betrag von 20 Millionen Franken 
erreichen und später eventuell auf 30-50 Millionen erhöht werden (vgl. Ziff. 5).

1. Etait absent: G. M otta.
2. Non retrouvée.
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2. Für den angegebenen Betrag soll durch ein Bankensyndikat ein Kredit 
eröffnet werden, welcher zur Bezahlung der russischen Bezüge in der Schweiz 
zu dienen hätte. Herr Direktor Jaberg von der Schweizerischen Bankgesell­
schaft soll sich grundsätzlich bereit erklärt haben, die Führung eines derartigen 
Bankensyndikates zu übernehmen.

3. Die Russen stellen die Bedingung, die schweizerischen Lieferfirmen selbst 
auswählen und mit diesen direkte Verhandlungen führen zu dürfen. Das 
Syndikat müsste jedoch über den Gang der Verhandlungen orientiert werden 
und ihm das Genehmigungsrecht abgeschlossener Bestellungen Vorbehalten 
bleiben.

4. Was die Zahlungen betrifft, so wären gewisse Zahlungstermine vorzu­
sehen, welche festgesetzt werden könnten auf V3 zahlbar bei Bestellung, V3 bei 
Versandbereitschaft und V3 bei Ablieferung bezw. nach Montage der betref­
fenden Objekte. Der jeweils fällige Drittel würde honoriert durch russische 
Akzepte zu V3 mit Verfall nach zehn M onaten, V3 nach 20 M onaten und 
V3 nach 30 M onaten. Als Zins würden 5% beansprucht und auf den Akzeptbe­
trag zugeschlagen. Ausserdem müsste eine angemessene Risikomarge einkal­
kuliert werden, welche von den Lieferfirmen zur Speisung eines Risikofondes 
an das Syndikat abzuführen wäre.

Das Bankensyndikat hätte die Akzepte zu honorieren, wobei diese ausgerü­
stet wären mit einer 80%igen Bundesgarantie, einer 10%igen Kantonsgarantie 
und einem 10%igen Selbstbehalt der Lieferfirmen.

5. Bei Verfall der Wechsel und entsprechender Einlösung hätten die Russen 
das Recht, für den Gegenwert neue Bestellungen aufzugeben, also wiederum 
den ganzen bewilligten Kreditbetrag von 20 Millionen Franken auszunützen. 
Es würde sich somit um einen «revolving Credit» handeln, dessen Dauer auf 
drei Jahre festgesetzt würde. Vom zweiten Jahre an würde der Kredit auf 
30 Millionen Franken erhöht. Es wäre somit möglich, dass die letzten Wechsel 
nach 5 V2 Jahren zum Verfall kämen. Da aber wegen der ständigen Wiederein­
lösung von Wechseln bei neuen Bestellungen ein Umschlag des Kredites durch­
schnittlich nach 20 M onaten erfolgen würde, so könnte das ganze Geschäft für 
die Schweiz während der Gesamtdauer von drei Jahren Bestellungen im 
Betrage von 50-60 Millionen Franken bringen.

6. Den Garanten (Bund und Kantonen) wäre inbezug auf die Frage, ob die 
Wechsel im Portefeuille des Syndikates bleiben, bei der Nationalbank redis­
kontiert oder à forfait verkauft werden sollen, ein entscheidender Einfluss ein­
zuräumen. Es müsste daher ein Vertrauensmann des Bundes Sitz und Stimme 
im Syndikat haben mit dem Rechte, den Verkauf der Wechsel à forfait zu ver­
langen, wobei ein sich ergebender Verlust aus dem Risikofonds zu decken wäre.

7. Die Mittelsleute des Geschäftes verlangen eine Provision, die in üblicher 
Höhe (Maximum 1 %) gewährt werden müsste. Der Gesuchsteller selber bean­
sprucht für seine Mühe keinerlei Provision, sondern beim Zustandekommen 
des Geschäftes nur Rückerstattung seiner Spesen durch das Syndikat und das 
Mitgliedsrecht in diesem.

8. Die in Frage stehenden Transaktionen wären ausserhalb des schweize- 
risch-russischen Kompensationsabkommens durchzuführen, so dass also die 
Einfuhr aus Russland keine entsprechende Erhöhung zu erfahren brauchte,
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und es den russischen Gegenkontrahenten überlassen bliebe, die nötigen 
Devisen für die Einlösung der fällig werdenden Wechsel auf andere Weise zu 
beschaffen.

II. Es handelt sich hier um eine Transaktion, welche nach gewissen Rich­
tungen hin über den Rahmen der bestehenden Vorschriften betreffend Export- 
Risikogarantie hinausgeht, und zwar namentlich deshalb, weil die einzelnen 
Lieferungen und Exporteure nicht zum vornherein feststehen. Will man 
indessen das Geschäft durch staatliche Unterstützung ermöglichen, so kann 
dies einzig in Form der Export-Risikogarantie im Sinne des Bundesbeschlusses 
über die Förderung der Warenausfuhr vom 8. Oktober 1936 geschehen, da eine 
andere Grundlage nicht vorhanden ist.

Das Volkswirtschaftsdepartement hat deshalb das in Frage stehende Gesuch 
der in der Verordnung über Export-Risikogarantie vorgesehenen Kommission 
unterbreitet, welche die Angelegenheit in ihrer Sitzung vom 10. Dezember 1936 
geprüft hat. Die Kommission ist zum Schlüsse gekommen, dass es sich rechtfer­
tige, einen Versuch im Sinne der Vorschläge von Herrn Nationalrat Wüthrich 
zu unternehmen, und sie befürwortet demgemäss die grundsätzliche Zusiche­
rung einer Risikogarantie, jedoch mit der Einschränkung, dass diese vorläufig 
nur für einen Lieferungskredit von höchstens 10 Millionen Franken zu 
gewähren sei und zwar in der Höhe von 70% eines allfällig eintretenden Ver­
lustes, so dass die Garantie im Maximum 7 Millionen Franken ausmachen 
würde. Ferner müsste die Regelung im einzelnen Falle und insbesondere auch 
das Mitspracherecht des Bundes vor Abschluss des Geschäftes Vorbehalten 
werden. Schliesslich wäre die Risikogarantie zeitlich zu befristen in dem Sinne, 
dass die Bewilligung nur erteilt wird für den Fall, dass die Transaktion innert 
drei Monaten zustande kommt.

Das Volkswirtschaftsdepartement schliesst sich diesem Antrage der Kom­
mission an. Es wäre zweifellos sehr zu begrüssen, wenn unsere Exportindustrie 
in erheblichem Umfange zusätzliche Aufträge hereinnehmen könnte. Im vor­
liegenden Falle wird dies nur möglich sein mit staatlicher Unterstützung in 
Form der Export-Risikogarantie. Das Departement hält dafür, dass das vom 
Staate zu tragende Risiko in einem angemessenen Verhältnis zu dem aus der 
vermehrten Arbeitsbeschaffung sich ergebenden Vorteilen steht und daher ver­
antwortet werden kann. Es würde sich ausschliesslich um Exportaufträge der 
Produktionsgüterindustrie handeln (Art. 1 des Bundesbeschlusses über die 
Förderung der Warenausfuhr).

III. Gemäss Art. 10, Abs. 2, der Verordnung über Exportrisikogarantie 
vom 24. November 1936 sind Gesuche von grundsätzlicher Tragweite und 
solche, denen aus ändern Gründen eine besondere Bedeutung zukommt, dem 
Bundesrate zum Entscheid vorzulegen. Diese Voraussetzungen treffen hier zu, 
und das Volkswirtschaftsdepartement unterbreitet daher dem Bundesrate die 
Angelegenheit und stellt gleichzeitig folgenden Antrag:

Es sei dem Gesuche des Herrn Wüthrich in dem Sinne zu entsprechen, dass 
der Bund grundsätzlich für die in Frage stehenden Lieferungen nach Russland 
bis zum Höchstbetrage von 10 Millionen Franken eine Risikogarantie von 
höchstens 70% des allfällig eintretenden Verlustes übernimmt, unter folgenden 
Bedingungen:
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a. Die Transaktion muss spätestens bis zum 31. März 1937 zustande 
kommen, wobei die Regelung im Einzelnen der Genehmigung des eidg. Volks- 
wirtschaftsdepartementes unterliegt ;

b. dem Bunde ist im Bankensyndikat eine Vertretung einzuräumen. Der 
Bundesvertreter, der vom eidgen. Volkswirtschaftsdepartement bezeichnet 
wird, hat das Recht, gegen die Übernahme einzelner Geschäfte Einspruch zu 
erheben und den Verkauf der Wechsel à forfait zu verlangen;

c. die in Frage stehenden Lieferungen nach Russland sind ausserhalb des 
schweizerisch-russischen Kompensationsabkommens durchzuführen.

Der Antrag ist dem Finanz- und Zolldepartemente zum Mitbericht über­
wiesen und von diesem im Einvernehmen mit dem Volkswirtschaftsdeparte­
ment zurückbehalten worden bis die prinzipielle Frage der Bemessung der 
Risikogarantie ihre Erledigung gefunden hat. Der Bundesrat hat nunmehr am 
8. März einen Beschluss gefasst3, wonach das Volkswirtschaftsdepartement 
angewiesen wird, sich zu bemühen, den in Art. 2 des Bundesbeschlusses vom 
8. Oktober 1936 als Regel genannten Satz von 50% Risikogarantie in der M ehr­
zahl der Fälle nicht zu überschreiten.

Das vorliegende Geschäft bedeutet in verschiedener Hinsicht ein Novum. 
W ährend die schweizerischen Exporteure bis jetzt einzeln und direkt mit der 
russischen Handelsvertretung verhandelten und innert verhältnismässig kurzer 
Frist bezahlt worden sind, soll nach den Plänen von Herrn Nationalrat 
W üthrich ein Bankensyndikat als Vermittler geschaffen werden, und die 
Bezahlung würde in Akzepten erfolgen, die in 10 bis 30 M onaten eingelöst 
würden.

Der erwähnte Bundesratsbeschluss vom 8. März 1937 sowie der Versuchs­
charakter, der den Vorschlägen des Herrn W üthrich innewohnt, haben dem 
Finanz- und Zolldepartement Veranlassung gegeben, das Geschäft mit dem 
Volkswirtschaftsdepartemente neuerdings zu besprechen und im Einver­
ständnis mit dem antragstellenden Departemente folgende Änderungen in Aus­
sicht zu nehmen:

1. Der Betrag von 10 Millionen Franken scheint etwas hoch bemessen zu 
sein, wenn man sich vergegenwärtigt, dass der Bund nach dem W ortlaute des 
Bundesbeschlusses vom 8. Oktober 1936 insgesamt nur für 30 Millionen 
Franken Risikogarantien übernehmen darf, wovon bis zum 31. Dezember 1936 
schon für 6,6 Millionen Franken in Anspruch genommen worden waren. Es 
wäre darum angebracht, das Geschäft nur bis zum Höchstbetrage von 5 Mil­
lionen Franken zu genehmigen.

2. Ein Garantiesatz von 70% ist im Hinblick auf den Bundesratsbeschluss 
vom 8. März 1937 ebenfalls als zu hoch anzusprechen. Da im Verkehr mit Russ­
land in den letzten Jahren noch kein schweizerischer Exporteur zu Schaden 
gekommen ist und die Zahlungsfristen seit einigen M onaten als sehr kurz zu 
bezeichnen sind, würde es sich empfehlen, für Geschäfte nach Russland durch­
wegs nur den im Bundesbeschluss als Regel vorgesehenen Garantiesatz von 
50% zur Anwendung zu bringen. Da im vorliegenden Falle aber Zahlungsfri-

3. Non reproduit, cf. E 1004.1 1/363, N ° 431.
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sten zur Anwendung kommen sollen, die länger als üblich sind, könnte das 
Finanz- und Zolldepartement schliesslich einen Garantiesatz von höchstens 
60% befürworten. Es setzt dabei voraus, dass auch in diesem Falle gemäss der 
neuen Praxis eine Degression des Garantiesatzes bis auf 30% eintritt, wenn es 
nur zu einem teilweisen Verlust kommen sollte.

3. Das Volkswirtschaftsdepartement hat in seinem Antrage vorgesehen, 
dass die Transaktion spätestens bis zum 31. März 1937 zustande kommen 
müsse. Da sich in der Behandlung des Geschäftes eine Verzögerung ergeben 
hat, sollte diese Frist jetzt bis zum 30. Juni 1937 erstreckt werden.

Gemäss dem im Einverständnis mit dem Volkswirtschaftsdepartement vom 
Finanz- und Zolldepartement gestellten Gegenanträge wird daher beschlossen:

Dem Gesuche des Herrn Wüthrich wird in dem Sinne entsprochen, dass der 
Bund grundsätzlich für die in Frage stehenden Lieferungen nach Russland bis 
zum Höchstbetrage von 5 Millionen Franken eine Risikogarantie von höch­
stens 60% des allfällig eintretenden Verlustes übernimmt, unter folgenden 
Bedingungen:

a. die Transaktion muss spätestens bis zum 30. Juni 1937 zustande 
kommen, wobei die Regelung im Einzelnen der Genehmigung des eidgen. 
Volkswirtschaftsdepartement unterliegt ;

b. dem Bunde ist im Bankensyndikat eine Vertretung einzuräumen. Der 
Bundes Vertreter, der vom eidg. Volkswirtschaftsdepartement bezeichnet wird, 
hat das Recht, gegen die Übernahme einzelner Geschäfte Einspruch zu erheben 
und den Verkauf der Wechsel à forfait zu verlangen;

c. die in Frage stehenden Lieferungen nach Russland sind ausserhalb des 
schweizerisch-russischen Kompensationsabkommens durchzuführen.

55
E 1004.1 1/363

C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 9 avril 19371

607. Evacuation des asilés à la Légation de Suisse à M adrid2

Département politique. Proposition du 8 avril 1937

Les événements d ’Espagne ont amené les Missions diplomatiques établies à 
Madrid à donner asile à des ressortissants espagnols, parents de nationaux ou 
personnes connues des Ambassades et Légations, qui furent menacés d ’être mis 
à mort par les miliciens, fusillant sans scrupule toutes les personnes que leur

1. Etait absent: G. M otta.
2. Sur cette question, cf. aussi: JO  de la SdN 1937, pp. 64ss, 127ss, 135, 216ss.
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